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Die imVorjahr eingeleitete Stérkung des Einflusses der SVP auf die Politik des
Schweizerischen Gewerbeverbands (SGV) bestétigte sich. Im September nominierte
der SGV-Vorstand den Ziurcher SVP-Nationalrat Bruno Zuppiger einstimmig zum
Nachfolger fur den 2010 zurlicktretenden Verbandsprasidenten Edi Engelberger (fdp,
Nw). !

Nach dem skandalbedingten Rucktritt Bruno Zuppigers (svp, ZH) suchte der
Schweizerische Gewerbeverband SGV zu Jahresbeginn einen neuen Prasidenten. Zur
Wahl standen die vier Nationalrate Sylvia Flickiger-Bani (svp, AG), Jean-Francois Rime
(svp, FR), Lorenz Hess (bdp, BE) und Gerhard Pfister (cvp, ZG) sowie der Stéanderat Jean-
René Fournier (cvp, VS). Sowohl aus partei- als auch aus regionalpolitischer Sicht
wurden Rime von Beginn an die meisten Chancen eingerdumt: Die SVP hatte mit
Zuppiger zum ersten Mal das Prasidium gestellt und war nun nach nur einem Jahr nicht
bereit, es schon wieder abzugeben. Ausserdem hatte dem SGV bisher noch nie ein
Vertreter der Romandie vorgestanden. Am 23. Mai wahlten 550 Delegierte wie erwartet
Rime ins Prasidium. Der Séagewerksbesitzer, der in den vergangenen Jahren zweimal fur
den Bundesrat kandidiert hatte, wurde so zum Leiter der politischen Vertretung von
300 000 Schweizer KMUs gekiirt. 2

Die Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative (MEI) flihrte zum Streit zwischen
den Dbeiden grossten Wirtschaftsverbanden Economiesuisse und dem
Gewerbeverband (SGV). Gleich zu Beginn des Jahres knallte es zwischen den beiden,
nachdem sich der Arbeitgeberverband und die Wirtschaftsverbdnde Economiesuisse,
Swissmem und Scienceindustries in einem ,Vorschlag der Wirtschaft® zur Umsetzung
der MEI anstatt flr Kontingente fur eine Schutzklausel stark machten. In ihren Augen
soll die Zuwanderung grundsatzlich offengelassen und erst nach dem Erreichen einer
gewissen Schwelle, die vom Bundesrat definiert werden soll, beschréankt werden. Noch
gleichentags verschickte der SGV eine Medienmitteilung mit dem Titel ,Keine Wirtschaft
ohne Schweizer KMU und Gewerbe™. Der SGV zeigte sich darin verargert, dass die vier
Verbénde ihren Vorschlag als generelle Position der Wirtschaft bezeichneten und
deutete dies als eine .Irreflhrung der 6ffentlichen Meinung®. Denn der SGV, dessen
KMU zwei Drittel aller Arbeitsplatze stellten und der damit die ,Nummer 1" unter den
Wirtschaftsverbédnden sei, unterstitze die Schutzklausel nicht, hiess es im
Communiqué. Obwohl der SGV mit Economiesuisse einigging, dass die Kindigung der
Bilateralen ,schwerwiegende negative Folgen™ fur die KMU hétte, glaubte der Verband
nicht daran, dass die vier Verbénde die Wirtschaft freiwillig beschréanken wirden. Der
SGV beflrchtete, dass mit einer Schutzklausel die Einwanderungsschwelle zu hoch
angesetzt wirde, was dem Volkswillen nicht gerecht werde und auch nicht im Interesse
der KMU sei. Man wolle deshalb die Botschaft des Bundesrats abwarten und bis dahin
dessen Verhandlungsposition nicht durch eine ,wenig durchdachte Serie theoretischer
Vorschlage™ unnotig schwachen. An einem Treffen der Wirtschaftsdachverbande Mitte
Februar in Lausanne - die Stimmung wurde von einem Teilnehmer als unheimlich
bezeichnet - konnten sich die beiden Verbédnde neben der Migrationsthematik auch bei
der Rentenreform und beim neuen RTVG, gegen das der SGV das Referendum ergriffen
hatte, nicht einigen. Obwohl die Medien den Schlagabtausch dankbar annahmen, wurde
auch etwas wehmitig den Zeiten gedacht, als die vormaligen FDP-Nationalrate Gerold
Buhrer (Economiesuisse) und Edi Engelberger (SGV) die beiden Wirtschaftsverbande
flhrten und ihre Differenzen jeweils beim Jassen kléarten.

Ebenfalls zu Beginn des Jahres veroffentlichte der SGV im Hinblick auf die
Parlamentswahlen im Herbst ein Rating, das die derzeitigen National- und Sténderate
betreffend ihrer KMU-Freundlichkeit bewertete. Zum Arger der Mitte-Rechts-Parteien
trat die SVP dabei mit Abstand als KMU-freundlichste Partei hervor: Geméss dem Rating
gehoren 40 der 50 KMU-freundlichsten Nationalrate der SVP an; im Standerat belegen
vier der funf SVP-Stdnderate die ersten vier Platze. Weil bekannte KMU-nahe Politiker
aus CVP und FDP zum Teil weit abgeschlagen waren, kritisierten CVP-Prasident
Christophe Darbellay und FDP-Prasident Philipp Muller das Rating heftig. Es wirden zu
viele Geschafte bewertet und deren Gewichtung sei unverhéaltnismaéssig, so ihr Fazit. So
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wirde die Haltung eines Parlamentariers zur MEI als ebenso wichtig beurteilt wie die
Haltung zur Einheitskrankenkasse oder zur Autobahnvignette, obwohl die MEI fur die
Wirtschaft ,hundertmal wichtiger™ sei, sagte etwa Darbellay. Fir Mdller und Darbellay
fiel im Rating, das 169 KMU-relevante Parlamentsgeschafte bewertete, die
unterstitzende Haltung der SVP-Politiker zur MEI und damit die potenzielle Gefahrdung
der Bilateralen Vertrage mit der EU zu wenig ins Gewicht.

In den Medien wurde daraufhin einerseits die Emanzipation des SGV von der
Economiesuisse in den Fokus genommen, andererseits die Nadhe des SGV zur SVP
untersucht. Die Emanzipation des SGV setzte 2013 ein, als Economiesuisse als
Kampagnenfihrerin gegen die Abzocker-Initiative an der Urne eine herbe Niederlage
einstecken musste. Aufgrund der dadurch verursachten Krise bei Economiesuisse,
Ubernahm in der Folge der SGV die Kampagnenfuhrung gegen die 1:12- und gegen die
Mindestlohn-Initiative - beides Male erfolgreich. Dadurch gewann der SGV an
Selbstbewusstsein, was auch SGV-Président Jean-Francois Rime gegeniber der Zeitung
Le Temps bezeugte: Die Zeiten, als der SGV als Koffertréger der Economiesuisse
fungierte, seien vorbei. Der Machtkampf wurde von den Medien allerdings relativiert,
weil die gegenseitige Abhangigkeit der Verbdnde offensichtlich war. Denn obwohl
Economiesuisse die Kampagnenfihrung bei den jungsten Abstimmungen dem SGV
Uberliess, finanzierte sie zu grossen Teilen die Kampagnen und trug dadurch wesentlich
zu deren Erfolgen bei. Das mediale Fazit lautete: Fliir den SGV sind die Giftpfeile gegen
Economiesuisse identitatsstiftend, im Grunde wissen aber beide, dass es ohne den
Anderen nicht geht.

Die SVP-Nahe des Gewerbeverbands fand nicht erst mit dem umstrittenen KMU-Rating
im Januar den Weg in die 6ffentliche Debatte: Mitte-rechts-Parteien monierten schon
langer, der SGV stehe unter zunehmendem Einfluss der SVP. Erste Hinweise gab es
2010: Jahrelang war der SGV von einem FDP-Vertreter prasidiert worden, bis 2010 mit
Bruno Zuppiger ein SVP-Nationalrat das Prasidium Ubernahm. Nach der politischen
Affére Zuppiger und dessen Rucktritt sowohl als Nationalrat als auch als SGV-Prasident
konnte mit Jean-Francois Rime das Spitzenamt in SVP-Hand behalten werden. Es war
aber insbesondere die MEI, die Nahrboden flr Zweifel an der Unabhéangigkeit des SGV
von der SVP bot. Zwar sprach sich der SGV an der Seite der restlichen
Wirtschaftsverbande im Vorfeld der Abstimmung klar gegen die Initiative aus, allerdings
blsste der Verband an Glaubwurdigkeit ein, weil Rime Mitglied des Initiativkomitees der
MEI war. Auch dass der SGV bei der Umsetzung der MEI den Alleingang antrat und nicht
eine gemeinsame Position mit den anderen Wirtschaftsverbanden vertrat, wurde auf
die SVP-Nahe des Verbands zurickgefuhrt. Direktor Hans-Ulrich Bigler, der selber im
Herbst des gleichen Jahres fur die FDP in den Nationalrat gewéhlt wurde, widersprach
dieser Auslegung. Der Vorstand und die Gewerbekammer - das Parlament des SGV -
seien beide parteipolitisch breit abgestiutzt und ausgewogen mit Vertretern aller
wichtigen burgerlichen Parteien besetzt, sagte er gegeniiber der Sonntagszeitung. ®

Die Frage, wie die Volksinitiative ,Gegen Masseneinwanderung® der SVP umgesetzt
werden sollte, liess die drei grossen Wirtschaftsverbande auch im Jahr 2016 gespalten.
Bevor das Geschéft in den Nationalrat kam, liess der Gewerbeverband (SGV) verlauten,
dass er Kontingente und Hochstzahlen ablehne und sich stattdessen flur einen
~niederschwelligen™ Inlandervorrang einsetze. Das Bekenntnis des Gewerbeverbands zu
einer sanften Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative war fur die Medien eine
Uberraschung, da der Verband zuletzt durch seine Nahe zur SVP aufgefallen war.
Verbandsdirektor Hans-Ulrich Bigler sagte diesbezlglich in einem Interview mit dem
Tagesanzeiger, dass es intern ,keine grosse Opposition™ gegen diese Position gegeben
habe und sich auch SVP-Vertreter dafur ausgesprochen hatten. Economiesuisse und
der Arbeitgeberverband (SAV) hingegen sprachen sich vor der Nationalratsdebatte fur
eine strengere Umsetzung der Volksinitiatve aus. Zwar beflrworteten auch sie in einer
ersten Phase eine milde Umsetzung. Sollte sich diese aber als wirkungslos herausstellen,
sollte der Bundesrat in einer zweiten Phase die Moglichkeit haben, strengere
Massnahmen zu ergreifen, notfalls auch ohne Einwilligung der EU. Economiesuisse
schwenkte jedoch um, nachdem sich der Nationalrat Mitte September fir einen
~Inldndervorrang light™ ausgesprochen hatte, der mit den Bilateralen Vertrégen
kompatibel war. Man sei ,erfreut™ Gber den Entscheid des Nationalrats, hiess es in einer
Medienmitteilung des Verbands. Der Arbeitgeberverband hingegen pochte weiterhin
darauf, dass die Schweiz auch ohne Zustimmung der EU Abhilfemassnahmen einflhren
kénnen solle - jedoch erfolglos, wie die endglltige Ausarbeitung des Gesetzes im
Dezember zeigte.

Kritik musste in der Folge vor allem Economiesuisse einstecken, deren Verbandsspitze
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um Président Heinz Karrer und Direktorin Monika Rihl Fihrungsschwache vorgeworfen
wurde. Anstatt bei einem Europa-Geschéaft - einem Kerndossier von Economiesuisse -
eine FuUhrungsrolle einzunehmen, habe man sich hinter dem Arbeitgeberverband
versteckt, resimierte etwa die NZZ. *

Uberparteiliche politische Interessen / Think Tanks

Der Versuch einer Palastrevolution in der vor zwanzig Jahren gegriindeten AUNS
scheiterte sang- und klanglos. Ein einzelnes Mitglied hatte in Zeitungsinseraten dafur
geworben, dass sich die AUNS von ihrer engen Verbindung mit der SVP |6sen solle. Der
Kritiker hatte erfolglos zuhanden der Mitgliederversammlung vom 6. Mai eine
Statutenénderung beantragt, welche die Wahl von Parteimitgliedern in den Vorstand
untersagt hatte (zur Zeit gehdren sowohl der Président Schwander (ZG) als auch der
Geschaftsfihrer Fehr (ZH) der SVP-Nationalratsfraktion an).

Heftig umstritten in der AUNS war, ob sie sich an dem von den Schweizer Demokraten,
der Jungen SVP und der Lega ergriffenen Referendum gegen die Weiterfihrung und
Ausweitung des Personenfreiziigigkeitsabkommens mit der EU beteiligen soll.
Nachdem sie zuerst eine Beteiligung angekiindigt hatte, vollzog sie, wie auch die SVP,
eine Kehrtwende. AUNS-Prasident Schwander (svp, SZ) beklagte sich in der Folge Uber
den zu grossen Einfluss von SVP-Politikern im Vorstand der AUNS, welche auch
verhindert hatten, dass den AUNS-Mitgliedern Unterschriftenbogen fur das
Referendum zugestellt wurden. Nachdem das Referendum ohne ihre Mithilfe zustande
gekommen war, fasste die AUNS, wie spater auch die SVP, die Nein-Parole zur
Personenfreizlgigkeit. °

Die AUNS raumte ihren Sitz in Bern und zog nach Lauterbrunnen, wie die Presse im
Marz 2019 berichtete. Damit wolle die Organisation Mietkosten sparen, wie Prasident
Lukas Reimann (svp, SG) bekannt gab. Die Medien deuteten den Umzug der AUNS, die
bereits seit einiger Zeit mit finanziellen Schwierigkeiten und Mitgliederschwund zu
kampfen hatte, unterdessen als «stille[n] Abschied einer notorisch lauteln]
Organisation» (Sonntags-Blick) oder gar als «geordneten Rickzug» und drohenden
«Abstieg in die Bedeutungslosigkeit» (Aargauer Zeitung).

Auf die Frage, ob es den Verband Uberhaupt noch brauche, gab sich Reimann
gegenuber der Medien jedoch entschieden zuversichtlich: Der neue Sitz abseits von
Bern passe sogar besser zum Verband, erklarte er, «wir gehen nun ins Réduit». Und
dass die AUNS noch immer eine treibende Kraft hinter der SVP sei, so Reimann weiter,
sehe man daran, dass ohne AUNS die Initiative gegen die Personenfreiztgigkeit wohl
kaum zustande gekommen ware. Wenn es also darauf ankomme, «werde man von der
AUNS hoéren» - auch wenn diese ihren Sitz von der Hauptstadt ins Berner Oberland
verlagert hatte.’

Flavia Kleiner trat per 20. Juni 2020 von ihrem Amt als Co-Prasidentin der
wirtschafts- und gesellschaftsliberalen Bewegung Operation Libero zuriick, wie diese
bereits im Mai 2020 per Medienmitteilung kommuniziert hatte. Kleiner hatte das Amt
als Co-Présidentin seit der Grindung 2014 inne, zuletzt zusammen mit Co-Présidentin
Laura Zimmermann, die weiterhin im Amt bleibt.

Die Operation Libero wurde von Kleiner 2014 mitgegrindet, laut Medienmitteilung aus
Frust Uber die Annahme der Masseneinwanderungsinitiative der SVP. In der
Medienmitteilung zu ihrem Rucktritt zog Kleiner eine positive Bilanz zu den
vergangenen sechs Jahren: Demnach sei es der Bewegung gelungen, gemeinsam mit
anderen Organisationen und Parteien «den Mythos der Unbesiegbarkeit der SVP» zu
brechen. Die Organisation habe dazu beigetragen, die «Post-Blocher-Ara» einzulduten
und fortschrittliche Allianzen und Netzwerke in der Schweizer Politiklandschaft zu
formen. Ein kleiner Seitenhieb auf die SVP hatte denn auch der Zeitpunkt von Kleiners
Rucktritt werden sollen: Urspringlich hatte dieser im unmittelbaren Nachgang zur
Abstimmung Uber die Begrenzungsinitiative der SVP stattfinden sollen, doch wurde der
Abstimmungstermin aufgrund der Corona-Pandemie auf September verschoben.

Die Nachfolge Kleiners trat Stefan Manser-Egli an, der sich gemass Interview in der
Aargauer Zeitung etwa flr ein liberaleres Biirgerrecht einsetzen wolle.
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En décembre 2020, Opération Libero annoncait avoir besoin d'urgence de CHF
500'000 pour assurer sa survie. L'organisation, fondée en 2014 quelques jours apres
|'acceptation par le peuple de l'initiative contre I'immigration de masse de ['UDC,
lancait pour remédier a ses difficultés une campagne de financement participatif, avec
|'objectif de réunir ce demi-million jusqu'a fin février 2021. Si le financement des
campagnes politiques ne pose pas de probléme, c'est en revanche pour couvrir ses
colts fixes, en particulier les salaires des six employé.e.s (5 emplois plein-temps), que
|'organisation manque de fonds. N'étant pas une ONG & but caritatif ou scientifique,
Opération Libero ne recoit aucun financement public et se repose avant tout sur les
dons des particulieres et particuliers. Ceux-ci affluent lors de campagnes face aux
initiatives UDC, combattues avec ferveur par les «Liberos», mais se font plus rares
quand il s'agit de sujets moins émotionnels, souligne le Sonntags-Blick.

L'action de financement participatif connaissait un début fulgurant, avec pas moins de
CHF 130'000 récoltés durant les 24 premiéres heures. Le 5 janvier 2021, Opération
Libero atteignait son objectif. CHF 541'020 avaient d'ores et déja été levés grace au
soutien de plus de 4000 donateurs et donatrices. La directrice Isabelle Gerber
précisait que 93 pour cent des dons recus se situaient entre CHF 1 et CHF 250, avec un
don moyen s'élevant a CHF 141. Ce succés a été vécu par les membres d'Opération
Libero comme une preuve de la demande citoyenne pour un mouvement pour une
Suisse ouverte et progressiste. Bien conscients qu'une telle opération de sauvetage ne
peut étre effectuée qu'une seule fois, ils vont désormais s'atteler a financer leur
structure de maniere durable, grace a plus d'adhésions, des dons répétés, des
véhicules de soutien spécifiques et des efforts supplémentaires de collecte de fonds,
déclare Isabelle Gerber. ’

Landwirtschaft

Der Schweizerische Bauernverband (SBV) wandte sich nicht grundséatzlich gegen die
bundesratliche Vorlage zur Agrarpolitik (AP) 2011, zu der im Berichtsjahr die
Vernehmlassung durchgefihrt wurde. Er verlangte aber wahrend der parlamentarischen
Behandlung eine Aufstockung des Zahlungsrahmens von 13,5 auf 14 Mia Fr. Seiner
Meinung nach sollte zudem bei der vom Bundesrat angestrebten Umlagerung von
Preisstitzungsmassnahmen hin zu Direktzahlungen ein langsameres Tempo
angeschlagen werden. Bei den Beratungen im Sténderat in der Dezembersession
konnten sich die vor allem von der SVP und der CVP unterstitzten Forderungen des
Bauernverbandes weitgehend durchsetzen. Dass der Bauernverband sich der von der
Exportwirtschaft gewlnschten stérkeren Annaherung der Schweiz an die EU nicht
grundsatzlich widersetzt, bewies er im Berichtsjahr mit seiner von der SVP kritisierten
Ja-Parole zum Osthilfegesetz (Unterstitzungszahlungen fur die neuen EU-
Mitgliedstaaten). '°

Mit der vollstandigen Abschaffung der Milchkontingentierung auf den 1. Mai und dem
daraus resultierenden Produktionszuwachs geriet der Milchpreis unter starken Druck.
Die Unzufriedenheit der Milchproduzenten manifestierte sich unter anderem in einem
Aufruf zu einer Protestdemonstration Ende August in Sempach (LU) bei der
Schlachtkapelle. Brisant war dieser von den Initianten als ,Bauernaufstand™ bezeichnete
Anlass, weil er nicht nur von einer unter dem Namen ,Big_M" auftretenden Gruppe von
Milchbauern und dem von SVP-Nationalrat Kunz (LU) prasidierten ,Bauerlichen Komitee
Schweiz" organisiert wurde, sondern auch von der nationalen SVP. Letztere warb mit
ihrem Prasidenten Toni Brunner (SG) heftig fur den Anlass. Vertreter der ebenfalls
landwirtschaftsnahen CVP waren im Organisationskomitee nicht vertreten und
protestierten gegen eine Instrumentalisierung der Unzufriedenheit der Bauern durch
die SVP. Aber auch der Schweizerische Bauernverband war an der Organisation nicht
beteiligt. Dies wirkte sich negativ auf die Teilnehmerzahl aus. Die Presse Ubernahm zwar
die vom SVP-Pressedienst deklarierte Zahl von 10 000 Manifestanten, auf den im
Internet publizierten Fotos waren aber nur etwa 2000 Personen auszumachen. "
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Die Delegierten des Schweizerischen Bauernverbandes (SBV) bekraftigten ihre
Ablehnung eines Agrarfreihandelsabkommens mit der EU und forderten, mit 306 gegen
eine Stimme, den Bundesrat auf, die im Vorjahr aufgenommenen Verhandlungen
abzubrechen. Einen entsprechenden parlamentarischen Vorstoss der SVP-Fraktion
unterstitzten im Nationalrat nur die SVP und die Griinen. ™

Im Parlament wehrten sich die Vertreter der Bauernschaft in der Budgetdebatte
erfolgreich gegen Kirzungen bei den Verkasungszulagen. Auch bei der Beratung zu den
finanziellen Mitteln fur die Landwirtschaft in den Jahren 2012 und 2013 konnten die
Bauern auf die Unterstutzung der SVP, CVP, sowie der Mehrheit der BDP und der FDP
zahlen. Die Beratung des Standerates stand im Berichtsjahr allerdings noch aus.

Gewerbe, Dienstleistungen, Konsum

Die SVP verstérkte zu Jahresbeginn ihre Kritik an der Politik des Schweizerischen
Gewerbeverbandes (SGV). Unmittelbar vor einer Aussprache zwischen der SGV-Spitze
und gewerbenahen SVP-Politikern warf sie in ihrem Pressedienst dem
Verbandsprésidenten Edi Engelberger (fdp, NW) vor, die Interessen des Gewerbes
namentlich in Fragen der Sozialpolitik und der Wettbewerbspolitik nicht gut vertreten,
wenn nicht gar verraten zu haben und generell zu kompromissbereit aufzutreten.
Grundsatzlich werde die Ausrichtung des SGV zu sehr von Politikern der FDP und der
CVP bestimmt. Mit ihrem Nationalrat Jean-Francois Rime (FR) brachte die SVP auch
einen moglichen Gegenkandidaten fur die Prasidentenwahl vom Frihjahr ins Gesprach.
Fur den Fall, dass der SGV nicht auf die Forderungen der SVP eingehe, drohte
Nationalrat Flglistaller (svp, AG) mit der Griindung einer Konkurrenzorganisation. Der
SGV gab der SVP in Bezug auf die personelle Untervertretung in seinen Organen recht.
Zu diesem Zeitpunkt gehdrte nur eines der elf Vorstandsmitglieder der SVP an. Er
machte aber die SVP daflr mitverantwortlich, da sich ihre Vertreter zu wenig in den
Branchenverbanden engagieren wirden. Die Kritik an seiner Politik wies der SGV jedoch
energisch zurtick. Nach der Aussprache mit den SVP-Vertretern konzedierte die
Verbandsleitung, dass die SVP im Vorstand des SGV besser vertreten sein sollte. Zudem
einigte man sich auch darauf, dass die SVP die Wiederwahl des 68-jahrigen Prasidenten
Engelberger nicht bekampft, dass er aber 2010 vorzeitig von seinem Amt zurlcktreten
wird. Da die letzten drei Prasidenten aus der FDP und CVP stammten, soll nach Aussage
Engelbergers dann jemand von der SVP zum Zuge kommen. Nicht einverstanden mit
diesen personalpolitischen Absprachen zeigte sich die CVP. Sie monierte ebenfalls eine
Untervertretung und kritisierte zudem die wirtschafts- und gewerbefeindliche Politik
der SVP im Zusammenhang mit der Personenfreizlgigkeit. Der Gewerbekongress vom
30. Mai in Freiburg bestatigte Engelberger in seinem Amt bis 2010. In den von elf auf
dreizehn Mitglieder erweiterten Vorstand wurden sechs Neue gewahlt, davon vier
Bundesparlamentarier. Zwei von diesen gehéren der SVP, je einer der CVP und der FDP
an. ™

Fir seine Verhéltnisse ungewohnt aktiv war der Hauseigentimerverband (HEV) im
Vorfeld der Abstimmung (iber die Anderung des Asylgesetzes, welche auf den 5. Juni
2016 datiert war und wogegen der Verband die Nein-Parole beschlossen hatte. Der HEV
beschloss, eine eigene Kampagne gegen das neue Asylgesetz zu fiihren, unabhangig
von der SVP, die gegen das Gesetz das Referendum ergriffen hatte. Dem HEV ging das
Gesetz  insofern zu  weit, als das EJPD mit dem  vorgesehenen
Plangenehmigungsverfahren flur die Unterbringung von Asylsuchenden nétigenfalls
Enteignungen durchfihren konnte. In einem offenen Brief, adressiert an Bundesratin
Simonetta Sommaruga, wollte der Verband im April 2016 wissen, wann Enteignungen zur
Anwendung kommen und ob konkret mit solchen gerechnet werden musse. Im
Antwortbrief, der auch auf der Webseite des EJPD verdffentlicht wurde, hielt
Sommaruga fest, dass es .keinen einzigen Standort™ fir die geplanten
Bundesasylzentren gebe, an dem eine Enteignung in Betracht gezogen werde. Alle fur
die Umsetzung des neuen Asylgesetzes vorgesehenen Bundeszentren wulrden sich
entweder bereits im Besitz des Bundes bzw. der Kantone befinden oder durch den
Bund noch erworben oder gemietet werden. Zudem wies sie den HEV darauf hin, dass
das Enteignungsrecht als ultima ratio auch im Bereich des Verkehrs, der
Stromversorgung und des Militars Anwendung findet. Diese Worte vermochten den
HEV-Prasidenten Hans Egloff nicht zu Uberzeugen. ,Das Eigentum gerat zunehmend in
Gefahr, auch durch dieses Gesetz", sagte er gegenliber dem Tages-Anzeiger. Daher hielt
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der Verband an seiner Nein-Parole und der damit einhergehenden Kampagne fest.

Weil der HEV das Enteignungsrecht des Bundes in anderen Bereichen bisher nicht in
Frage gestellt hatte, warfen ihm der ehemalige SP-Nationalrat Rudolf Strahm und der
emeritierte Staatsrechtsprofessor Georg Miller vor, SVP-Politik zu betreiben. Egloff
bestritt dies und verwies darauf, dass nicht er, sondern der Vorstand die Parole gegen
die Asylreform gefasst habe und dieser aus deutlich mehr Vertretern der CVP und der
FDP bestehe als aus Vertretern der SVP.

Verkehr

Die SVP und der Gewerbeverband machten sich beim Bundesrat fur eine Streichung des
Verkehrsclub der Schweiz (VCS) von der Liste beschwerdeberechtigter Verbénde stark.
Dies nachdem das Parlament die Regeln flir das Verbandsbeschwerderecht etwas
verschéarft hatte und in der Folge die Revision der Liste durch den Bundesrat anstand.
Die SVP machte geltend, dass der VCS unter der neuen Regelung nicht mehr
beschwerdeberechtigt sei. Da die wirtschaftliche Tatigkeit des VCS nicht nur dem Ziel
des Umweltschutzes diene und die Finanzierung des Verbands nicht nur Uber Spenden
und Mitgliederbeitrage erfolge, sei dieser von der Liste der beschwerdeberechtigten
Verbande zu streichen. Das Bundesamt fur Umwelt kam jedoch zum Schluss, dass der
VCS die Kriterien erflille und beliess ihn auf der Liste. "
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